
Die Aufgaben der allseitigen Entwicklung des politi­
schen Systems der Sowjetgesellschaft, die Festigung der 
Rechtsgrundlage des staatlichen und gesellschaftlichen 
Lebens, die der XXV. Parteitag gestellt hat, fordern die 
Sicherung einer strikten Einhaltung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit, die Verstärkung der staatsanwaltschaft- 
lichen Aufsicht über die Gesetzlichkeit, die Erziehung 
der Werktätigen zu hohem Verantwortungsbewußtsein 
gegenüber ihrer gesellschaftlichen Pflicht und zur Un­
duldsamkeit gegenüber Verletzungen der öffentlichen 
Ordnung.
Die Verfassung der UdSSR übertrug dem General­
staatsanwalt der UdSSR die oberste Aufsicht über die 
genaue Durchführung der Gesetze durch alle Ministe­
rien und die ihnen unterstehenden Institutionen sowie 
durch die einzelnen verantwortlichen Mitarbeiter und 
die Bürger der UdSSR. Die oberste Aufsicht der Staats­
anwaltschaft über die Einhaltung der Gesetze ist in der 
Verfassung der UdSSR festgelegt und wird im Namen 
des Sowjetstaates in Gestalt seines höchsten Organs, des 
Obersten Sowjets der UdSSR, verwirklicht. Darin be­
steht das Wesen, die Natur der staatsanwaltschaftlichen 
Aufsicht, die nach den Vorstellungen und Hinweisen 
W. I. Lenins geschaffen wurde und die die Einheitlich­
keit der sozialistischen Gesetzlichkeit auf dem gesam­
ten Territorium der Sowjetunion ausdrückt. Die Lenin­
sche Lehre von der Einheitlichkeit der sozialistischen 
Gesetzlichkeit für die gesamte Föderation der Sowjet­
republiken war bestimmend für die Leninsche Idee von 
der Einheitlichkeit und Zentralisation der staatsanwalt­
schaftlichen Aufsicht, der Unabhängigkeit von örtlichen 
Organen und der Unterordnung nur unter das 
Zentrum.
W. I. Lenin legte im Brief „Uber .doppelte1 Unterord­
nung und Gesetzlichkeit“ dar, daß er unter dem Wort 
„Zentrum“ versteht, die Unterordnung der örtlichen 
Staatsanwaltschaften nur unter ein Zentrum herzu­
stellen. Lenin wies darauf hin: Die zentrale Macht 
der Staatsanwaltschaft müßte arbeiten „in unmittelbar­
stem Kontakt mit den drei Parteikörperschaften, die 
eine maximale Garantie gegen örtliche und persönliche 
Einflüsse bieten, nämlich: das Orgbüro des ZK, das 
Politbüro des ZK und die Zentrale Kontrollkommis­
sion.. .“./16/ Die so aufgebaute zentrale Macht der 
Staatsanwaltschaft sollte imstande sein, „ . . .  tatsächlich 
den örtlichen Einflüssen, dem örtlichen und jedwedem 
Bürokratismus zu widerstehen und eine wirklich ein­
heitliche Anwendung der Gesetzlichkeit in der gesam­
ten Republik und in der ganzen Föderation durchzuset­
zen.“ /17/ W. I. Lenin meinte, etwaige Fehler dieses zen­
tralen juristischen Kollegiums werden „durch jene 
Parteiorgane korrigiert, die überhaupt alle Grundbe­
griffe und alle Grundregeln für unsere gesamte Partei­
arbeit und Sowjetarbeit in der Republik allgemein 
festsetzen.“/18/
So, gibt es entsprechend den Gedanken und Hinweisen 
W. I. Lenins eine absolut einhellige Auffassung von der 
Gesetzlichkeit, und die strikte Einhaltung und Befol­
gung der Gesetze im Sowjetstaat wird durch die zen­
tralen Organe der Kommunistischen Partei garantiert.
Die im Namen des Sowjetstaates auf der Grundlage 
der Verfassung der UdSSR zu realisierende oberste 
Aufsicht über die Wahrung der Einheitlichkeit der Ge­
setzlichkeit, über die strikte Erfüllung der Gesetze im 
gesamten Staat unterscheidet die sowjetische Staats­
anwaltschaft prinzipiell von den Staatsanwaltschaften 
der kapitalistischen Staaten. In keinem einzigen kapita­
listischen Staat gibt es eine solche Aufsicht über die
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Einhaltung der Gesetze, und es kann sie auch nicht 
geben. Das liegt in der Natur der kapitalistischen Ord­
nung selbst, die auf dem Privateigentum und der Aus­
beutung des Menschen durch den Menschen beruht. Die 
oberste Aufsicht über^die Einhaltung der Gesetze im 
Namen des Staates ist nur dem sozialistischen Staat 
wesenseigen. Das liegt in der Natur der sozialistischen 
Ordnung, die auf dem sozialistischen Eigentum mit sei­
ner breiten Sphäre der staatlichen Leitung und wahr­
hafter Demokratie beruht.
Die Aufgaben des XXV. Parteitags der KPdSU zum 
Aufbau der materiell-technischen Basis, zur Vervoll­
kommnung der gesellschaftlichen Verhältnisse und zur 
Herausbildung des neuen Menschen, zur Entwicklung 
der sozialistischen Lebensweise stellen erhöhte Anfor­
derungen an die staatsanwaltschaftliche Aufsicht über 
die Einhaltung der Gesetzlichkeit und der Rechtsord­
nung.

Verstärkung der staatsanwaltschaftlichen Aufsicht 
über die Einhaltung der Gesetze in der Wirtschaft 
und zum Schutz des sozialistischen Eigentums
In den letzten Jahren ist die Rolle des Rechts bei der 
Lösung wirtschaftlicher Fragen, bei der Festigung der 
Staatsdisziplin in der Volkswirtschaft enorm ge­
wachsen.
Im Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees der 
KPdSU wurde betont, daß vieles zu tun ist für die Ver­
besserung der juristischen Regelung der Wirtschafts­
tätigkeit, daß unsere Gesetze in dieser Sphäre die Lö­
sung der Aufgaben zur Verbesserung der Qualität der 
Erzeugnisse, zur Einhaltung des Sparsamkeitsregimes 
noch wirksamer gewährleisten müssen, daß sie den 
Fällen von Betrug am Staat, falschen Angaben über die 
Planerfüllung, Diebstahl am sozialistischen Eigentum, 
Erscheinungen von Lokalegoismus usw. entschiedener 
entgegenwirken müssen/19/, daß man auch alle Hinter­
türchen schließen muß, die es saumseligen Wirtschafts­
funktionären noch ermöglichen, trotz Nichteinhaltung 
vertraglicher Verpflichtungen, schlechter Erzeugnisqua­
lität und mangelhafter Nutzung von Reserven als 
Schrittmacher zu gelten. Dazu bedarf es eines wirk­
samen Systems der materiellen und moralischen Sti­
mulierung in Verbindung mit strengen und unabwend­
baren Sanktionen bei Verstößen gegen die Plan- und 
Vertragsdisziplin.^/
Das Zentralkomitee der KPdSU und der Ministerrat 
der UdSSR verpflichteten in ihrem Beschluß vom 
25. Juni 1975/21/ die Staatsanwaltschaft der UdSSR, die 
Aufsicht über die Einhaltung der Gesetze durch alle 
Wirtschaftsorganisationen und über die genaue Über­
einstimmung der Tätigkeit dieser Organe mit den Ge­
setzen, den Beschlüssen des Ministerrates der UdSSR 
und der Ministerräte der Unions- und Autonomen Re­
publiken sowie mit den Normativakten der Ministerien 
und Ämter zu verstärken.
Eine sehr wichtige Pflicht der Organe der Staatsan­
waltschaft ist es, die staatsanwaltschaftliche Aufsicht 
über die Einhaltung der Gesetzlichkeit in der Wirt­
schaft grundlegend zu verbessern. Dabei ist die Auf­
sicht vor allem gegen Verletzungen der Staatsdisziplin, 
gegen antistaatliche Praktiken von falschen Angaben 
über die Planerfüllung, über Verbindlichkeiten und 
andere Entstellungen im staatlichen Berichtswesen 
(über den Absatz der Produktion, über die Wirksam­
keit der Produktionskapazität, den Bau von Wohn- 
raum, über den Warenumlauf usw.) zu richten. Es ist
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